
  

 

Interpellation Nr. 12 (März 2011) 

betreffend Mahnmal 
11.5039.01 

 

Die Diskussion über ein Mahnmal für Basel wird teilweise kontrovers geführt, wie aus der BaZ vom 1.2.2011 
entnommen werden konnte: Das Institut für jüdische Studien der Universität Basel‚ namhafte unabhängige 
Historiker, die Aktion Kinder des Holocaust und die lsraelitische Gemeinde distanzieren sich aus verschiedenen 
Gründen vom Holocaust-Denkmal in Riehen, welches von privater Seite errichtet werden soll. 

Die Thematik ist nicht neu: Vor 14 Jahren wurde der Anzug Hanspeter Kehl an den Regierungsrat überwiesen mit 
der Forderung, in Zusammenarbeit mit dem Kunstkredit ein Mahnmal für abgewiesene Flüchtlinge des Zweiten 
Weltkrieges zu schaffen. Der Anzug wurde vom Grossen Rat an die Regierung überwiesen und drei Jahre später 
wie folgt beantwortet (Zitat): 

"Die Schaffung eines Mahnmals für die abgewiesenen Flüchtlinge des Zweiten Weltkrieges und eines Ehrenmals 
für die Menschen, die den Flüchtlingen Hilfe leisteten, würde nicht nur bedeuten, Vergangenes zu ehren, sondern 
vor allem aus der heutigen Zeit das Geschehene zu thematisieren und aufzuarbeiten. Der Regierungsrat hat 
deshalb die Kunstkommission beauftragt, die formellen und inhaltlichen Rahmenbedingungen für die 
Durchführung eines Wettbewerbs für die Schaffung eines Mahnmales zu prüfen." 

In diesem Zusammenhang bitte ich die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

- Wer zeichnete vor 11 Jahren verantwortlich bei der Kunstkommission für die Umsetzung des Auftrages der 
Regierung? 

- Zu welchen Schlüssen ist die Kunstkommission insbesondere in Bezug auf die inhaltlichen 
Rahmenbedingungen gekommen? 

- Aus welchen Gründen wurde auf die Durchführung eines Wettbewerbes verzichtet? 

- Wie steht die Regierung heute zu einem Projekt: Museum für Flüchtlingsgeschichte im 2. Weltkrieg? 
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